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Brüchiger Waffenstillstand

Syrien, Türkei und Libyen

Idlib: Zahlreiche Berichte über Verletzung der von Moskau und Ankara vereinbarten 
Feuerpause in Syrien. Von Karin Leukefeld, Beirut

Über die Verbindungen Ankaras zu Dschihadisten, der syrischen Opposition und den Krieg um Tripolis

Vor einer Woche ist der von 
Russland und der Türkei ver-
einbarte Waffenstillstand für 

Idlib in Kraft getreten. Allerdings wurde 
die Vereinbarung allein am vergangenen 
Wochenende innerhalb von 24 Stunden 
mindestens 66 mal gebrochen. Das teilte 
das russische Zentrum für die Versöh-
nung der verfeindeten Seiten in Syrien 
am Samstag mit. Demnach kam es zu 24 
Angriffen in der Provinz Idlib, zu 21 An-
griffen in der Provinz Aleppo (Westen, 
Nord- und Südwesten), zu 15 Angriffen 
auf den Norden der Provinz Latakia (aus 
Idlib) und sechs Angriffe wurden im 
Norden der an Idlib angrenzenden Pro-
vinz Hama registriert.

Die türkische Seite, die wie Russ-
land die Waffenstillstandsvereinbarung 
überwacht, sprach sogar von 68 Angrif-
fen, die allerdings an anderen Orten re-
gistriert wurden, als jene, die von der 
russischen Seite notiert wurden. Nach 
türkischen Angaben kam es zu 52 An-
griffen in der Provinz von Aleppo, zu 15 
Angriffen in der Provinz Idlib, in Hama 
wurde lediglich ein Angriff notiert und 
in Latakia blieb es aus türkischer Sicht 
ruhig.

Die wesentlich voneinander abwei-
chende Darstellung dürfte darauf zu-
rückzuführen sein, dass Herkunft und 
Art der Attacken von Russland und der 
Türkei unterschiedlich eingestuft wer-
den. Ankara kooperiert mit einer Reihe 
dschihadistischer Kampfverbände um 
das »Bündnis zur Befreiung der Levan-
te« (Haiat Tahrir Al-Scham, HTS). De-
ren Angriffe werden von der Türkei an-
ders eingeordnet als von Russland. Aus 
Ankaras Sicht handelt es sich bei einigen 
dieser Kampfgruppen um Verbündete, 
die sich gegen die syrische Armee und 
deren russischen Verbündeten vertei-
digen. Aus Moskaus Sicht handelt es 
sich um »Terroristen« weil sie mit HTS, 
der früheren Nusra-Front, dem Al-Qai-
da-Ableger in Syrien, kooperieren. Für 
»Terroristen«, so die Position Russlands, 
Syriens und des Irans, gelten Waffenstill-
standsvereinbarungen nicht. Umgekehrt 
akzeptieren die betroffenen Gruppen die 
Feuerpause und eine politische Lösung 
ebenfalls nicht. Angriffe auf Kampfver-
bände, die vom UN-Sicherheitsrat als 
»terroristisch« eingestuft werden, sind 
demnach legitim.

Die europäisch finanzierte »Syrische 
Beobachtungsstelle für Menschenrech-

te« mit Sitz in Großbritannien berichtete 
am Wochenende ausführlich über An-
griffe der Dschihadisten auf Stellungen 
der syrischen Armee, die trotz Waffen-
stillstandsvereinbarung stattfinden. So 
wurde am vergangenen Freitag bei-
spielsweise über Attacken der »Oppo-
sitionsgruppen« im östlichen Teil der 
Provinz Idlib berichtet, die von »Aktivis-
ten der syrischen Beobachtungsstelle« 
beobachtet worden seien. Verschiedene 
Fraktionen und dschihadistische Grup-
pen hätten demnach Dörfer östlich von 
Sarakeb angegriffen, die von Damaskus 
kontrolliert werden. Im englischen Ori-
ginaltext ist die Rede von den »vom Re-
gime kontrollierten Dörfern Tal Musajtif 
und Tal Katra«. Es habe Tote auf beiden 
Seiten gegeben, das Dorf Tal Katra sei 
von den »Fraktionen« eingenommen 
worden.

Von Seiten der syrischen Armee wird 
der Kampf bestätigt. Allerdings sei der 
Angriff auf die Dörfer zurückgeschlagen 
worden, berichtete ein Frontreporter der 
staatlichen syrischen Nachrichtenagen-
tur SANA. Bei den Dschihadisten habe 
es sich laut einem Armeesprecher um 
die »terroristische Nusra-Front und die 
Islamische Partei Turkistans« in Syrien 

gehandelt. Letztere besteht aus bewaff-
neten salafistisch-dschihadistischen Ui-
guren. Die Führung dieser Gruppe soll 
sich in Afghanistan, Pakistan und China 
befinden.

Weiterhin berichtete die »Syrische 
Beobachtungsstelle« von russischen 
Luftangriffen auf Orte im Westen von 
Aleppo. Dabei sollen mehr als 30 dschi-
hadistische Kämpfer getötet und verletzt 
worden sein. Hintergrund ist, dass das 
westliche und nordwestliche Umland 
von Aleppo von Idlib, über Afrin bis 
Asas von verschiedenen Kampfverbän-
den kontrolliert wird, die wiederum von 
der Türkei unterstützt werden. Möglich, 
aber unbestätigt ist, dass Ankara gegen-
über Moskau eingewilligt haben könn-
te, diese Unterstützung und den Schutz 
jener Dschihadisten zurückzunehmen, 
die westlich von Aleppo und östlich der 
wichtigen Nord-Süd-Verbindung M5 
operieren.

Etliche der Kampfverbände aus Idlib 
haben sich zudem mit flüchtenden Zivi-
listen in Richtung Norden in die westli-
che Provinz Aleppo zurückgezogen. Von 
dort haben seitdem wieder verstärkt An-
griffe auf die Stadt Aleppo stattgefun-
den. In der vergangenen Woche wurde 

der Flughafen getroffen, in verschiede-
nen Stadtteilen wurden durch Raketen-
angriffe der Kampfverbände mindestens 
drei Personen getötet.

Die syrische Armee erklärte, man 
werde die Bevölkerung von Aleppo und 
in den von der Regierung kontrollier-
ten Gebieten der Provinz Idlib schützen. 
Zuletzt seien Raketenabschussbasen im 
Westen und Südwesten von Aleppo und 
im Südosten von Idlib zerstört worden. 
Der zwischen der Türkei und Russland 
zuletzt ausgehandelte Waffenstillstand 
gilt für Idlib, nicht für die westliche Pro-
vinz Aleppo.

Die syrische Armee wirft den Dschi-
hadisten zudem vor, Zivilisten daran zu 
hindern, die Kampfzone von Idlib durch 
die sogenannten humanitären Korrido-
re in Richtung der Gebiete zu verlas-
sen, die von den syrischen Streitkräften 
kontrolliert werden. Unbestätigten Be-
richten zufolge sollen Straßen vermint 
und Scharfschützen entlang der Wege 
stationiert worden sein, die zu den drei 
Korridoren Abu Ad Duhur, Al-Hobeit 
und Al-Hader führten. In den ersten drei 
Tagen hatten nach russischen Angaben 
rund 1.300 Zivilisten die Kampfzone 
von Idlib durch die Korridore verlassen.

Die Hohe UN-Kommissarin 
für Menschenrechte Michelle 
Bachelet hat die fortgesetzte 

Gewalt in Idlib verurteilt. Trotz der 
Waffenruhe würden weiterhin Zivi-
listen getötet und vertrieben, erklärte 
Bachelet am vergangenen Freitag. Das 
Wichtigste sei, die Sicherheit der Be-
völkerung zu schützen, das leiste der 
Waffenstillstand offensichtlich nicht. 
Zivilisten würden, während sie ihrem 
Alltag nachgingen, am Arbeitsplatz, 
auf Märkten, in Schulen »getötet und 
verstümmelt durch die sinnlose Ge-
walt«, hieß es in einer Erklärung

Am kommenden Mittwoch wird 
sich der UN-Sicherheitsrat erneut mit 
der Lage in Syrien befassen. Die In-
formationen über Opferzahlen, An-

griffsorte und Ausmaß von Angriffen, 
auf die sich die Vereinten Nationen 
beziehen, stammen einerseits von UN-
Organisationen, anderen Hilfsorgani-
sationen vor Ort und von Oppositio-
nellen. Dazu gehört die sogenannte 
Syrische Übergangsregierung (SIG), 
die von der »Syrischen Nationalen 
Koalition der revolutionären und op-
positionellen Kräfte« (Etilaf) gebildet 
wurde und die unter anderem von der 
BRD politisch, finanziell und logis-
tisch unterstützt wird. Nach eigenen 
Angaben operiert die Interimsregie-
rung in den von bewaffneten opposi-
tionellen Gruppen »befreiten« Gebie-
ten. So werden die Provinz Idlib und 
die Gebiete westlich und nördlich von 
Aleppo bezeichnet.

Hauptsitz von Etilaf ist Istanbul. Auf 
der Internetseite der Gruppe wurde am 
Wochenende von einem »Zusammen-
bruch des Waffenstillstandes« gespro-
chen, dafür seien »das Assad-Regime 
und Russland« verantwortlich. Die aus 
Idlib vertriebenen Menschen müssten 
dringend mit Hilfe der UNO und be-
freundeter Staaten versorgt werden, so 
die Organisation.

Aus Sicht der syrischen Regierung 
handelt sich bei Etilaf um eine Grup-
pe der »Muslimbruderschaft«. Dafür 
spricht unter anderem die erhebliche 
Unterstützung durch Ankara und Katar. 
Die Türkei wird von der AKP, einer 
engen Verbündeten der (arabisch-sun-
nitischen) »Muslimbruderschaft« re-
giert. Dem Emir von Katar werden, wie 

schon seinem Vater, zumindest Sympa-
thien für die Organisation nachgesagt.

Der türkische Staatspräsident Recep 
Tayyip Erdogan, der 1999 wegen des 
Zitierens eines islamistischen Gedichts 
eine Gefängnisstrafe verbüßen musste, 
plant offenbar, Dschihadisten aus Idlib 
auf das Schlachtfeld in Libyen zu trans-
ferieren. Auch aus dem Gebiet um den 
Ort Afrin, aus dem im Januar 2018 fast 
eine halbe Million syrische Kurden von 
der Türkei und Dschihadisten vertrieben 
worden waren, sollen angeblich Söldner 
für Libyen angeworben worden sein.

In einem Interview mit dem Sender 
Radio Monte Carlo bestätigte der UN-
Sonderbeauftragte Ghassan Salamé am 
Wochenende die Anwesenheit von syri-
schen Söldnern in Libyen. Am gleichen 

Tag berichtete das saudische Internet-
portal Arab News von Dutzenden »syri-
schen Rebellen, die in einem Flugzeug 
der (…) Fluglinie Afriqiyah Airways 
nach Tripolis gesehen« und auch ge-
filmt worden seien. Drei der Männer 
hätten Uniformen getragen. Arab News 
bezog sich auf Berichte der libyschen 
Zeitung Al Shahid und des britischen 
Guardian. Diesem zufolge sollen 
bereits 2.000 »Rebellen« aus Syrien 
über die Türkei nach Libyen gebracht 
worden sein, um als »Söldner für die 
»Einheitsregierung« (GNA) des UN-
gestützten Ministerpräsidenten Fajes 
Al-Sarradsch zu kämpfen. Der Guar-
dian nannte als Quelle »Syrer in allen 
drei Ländern«: Syrien, Türkei, Libyen.

 Karin Leukefeld, Beirut

Ein Kämpfer der »syrischen Opposition« an einem Militärcheckpoint in Idlib (13.10.2018)
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Hintergrund   
Hochrangiges 
 syrisch-türkisches 
Treffen in Moskau
Aufmerksam wurde vor weni-

gen Tagen ein hochrangiges sy-

risch-russisch-türkisches Tref-

fen in Moskau registriert. Pres-

semeldungen zufolge kamen 

auf Einladung Russlands der 

Leiter der Nationalen Sicherheit 

Syriens, Generalmajor Ali Mam-

luk und der Leiter des türkischen 

Nationalen Geheimdienstes, 

Hakan Fidan zusammen.

Zwar hat es in den vergan-

genen Jahren durch russische 

Vermittlung wiederholt tür-

kisch-syrische Begegnungen 

auf politischer, militärischer 

und geheimdienstlicher Ebene 

gegeben, doch erstmals wurde 

das Treffen der höchsten Ge-

heimdienstchefs beider Länder 

öffentlich gemacht. Die als ag-

gressiv neokonservativ geltende 

US-amerikanische »Stiftung 

für die Verteidigung der Demo-

kratien« (FDD) schrieb dazu, 

Ankara beginne, dem Druck aus 

Russland nachzugeben und 

»das Assad-Regime anzuerken-

nen«. Dass es Präsident Wla-

dimir Putin mit diesem Treffen 

gelungen sei, die Türkei von ihrer 

ursprünglichen Feindschaft 

gegenüber dem syrischen Prä-

sidenten Baschar Al-Assad ab-

zubringen, sei »nur ein weiteres 

Beispiel dafür, dass Russland 

daran interessiert und auch fä-

hig ist, das Vakuum auszufüllen, 

das der Teilrückzug der USA aus 

Syrien und dem Mittleren Osten 

hinterlässt«.

Damaskus forderte Medien-

berichten zufolge Ankara auf, 

die Souveränität und territoriale 

Integrität Syriens zu achten und 

umgehend alle türkischen Trup-

pen aus dem Land abzuziehen. 

Zudem solle Ankara sich an die 

Sotschi-Vereinbarung vom Sep-

tember 2018 halten. Danach 

sollte Russland dafür sorgen, 

dass Terrorgruppen und schwe-

re Waffen aus der nordwestsy-

rischen Provinz Idlib abgezogen 

würden.

Weiteres Thema war eine 

mögliche Kooperation beider 

Länder im Rahmen des Ada-

na-Abkommens. Ergebnisse 

des Treffens in Moskau wurden 

nicht bekannt.  (kl)


